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Protokoll Kiezforum Rummelsburger Bucht

Termin: 09.10.2024

Teilnehmer*innen:  7 


1. Situation auf dem Rummelsburger See
Bilanz nach der neuen Verordnung zu stillliegenden Booten: Der Zustand ist weiterhin un-
befriedigend. Wir haben im September beschlossen, die Vertreter der Parteien im Abgeord-
netenhaus aufzufordern, gemeinsam darauf zu dringen, dass die Bestimmungen konse-
quent durchgesetzt werden. Der von Hans vorgeschlagene Text wurde mit kleinen Ergän-
zungen genehmigt. 
Die Mehrheit ist der Meinung, ein generelles Ankerverbot noch nicht zu fordern. Es soll vor-
her versucht werden, über spree:publik zu einer Übereinkunft zu kommen, wie die Proble-
me auf dem See geregelt werden können. Als Kontaktgruppe fanden sich Stephane, Jutta 
und Arne bereit. Jürgen schickt ihnen eine Liste der Probleme zu.

2. Hansa Werft
Ein Artikel im Tagesspiegel berichtete davon, dass die Werft den Betrieb aufgibt und das 
Gelände verkauft wurde. Für einen Beitrag in den Rummelsburger Perspektiven nimmt Jür-
gen Kontakt mit Familie Geppert auf.

3. Straßenbahn 21  
In einem Artikel im nd.DER TAG wird berichtet, dass eine Unterbrechung der Straßenbahn-
linie 21 zwischen Holteistraße und S-Bahnhof Rummelsburg spätestens 2025 zu erwarten 
ist. Grund ist der marode Zustand der Schienen. Damit wäre das Ostkreuz über ÖPNV 
praktisch nicht erreichbar. Für die geplante Anbindung durch eine Streckenführung über 
die Sonntagstraße gibt es noch keinen Termin. 
Stephane berichtet, dass eine minimale Sanierung des problematischen Abschnitts tech-
nisch möglich wäre. Außerdem wäre über eine „sofortige Vollstreckung“ die Anbindung des 
Ostkreuzes von der Hauptstraße aus möglich. 
Stephane nimmt Kontakt zur BVG auf, um u.a. auch zu klären, wie die Teilstreckensanie-
rung zwischen Karlshorster Parkstadt und Holteistraße geplant ist. Jürgen will mit daran 
teilnehmen.

4. Verzögerung Schulbau 
Gemäß einer Anfrage im Abgeordnetenhaus (19/20105) verzögert sich der Schulbau in der 
Georg-Löwenstein-Straße weiter. Nun ist die Fertigstellung im 2. Quartal 2027 geplant. Für 
die Außenanlagen wird als Termin 2028 genannt. Als Grund ist die vom Senat für Verkehr 
geforderte Verbreiterung eines Fuß- und Radweges für den Abschnitt entlang der Haupt-
straße aufgeführt. Dies ist verwunderlich, da in der Antwort auf die Anfrage eingestanden 
wird, dass sich dadurch die Sicherheitssituation nicht wesentlich verändern wird. 
Die Anfrage ist dem Protokoll beigefügt. 
Jürgen wird beim Umweltamt nachfragen, welche Bäume der Verbreiterung weichen müs-
sen. Hans fragt nach, ob nur die Sporthalle betroffen ist und mit dem Bau des Schulgebäu-
des schon früher begonnen werden kann.

5. Sportplatz Rummelsburg 
Gemäß einer Anfrage in der BVV (KA/0764/IX) ist der Ersatz für den Sportplatz, der für den 
Schulbau (s.o.) weichen musste, in Frage gestellt. In der Antwort zu der Anfrage ist als Be-
gründung aufgeführt, dass 12 Brutvogelarten auf dem Areal festgestellt wurden, u.a. der 
Gelbspötter, für den 4.500 m2 als Kompensationsbedarf angesetzt sind. 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Unserer Meinung nach enthält die Stellungnahme viele Ungereimtheiten. Die Auskunft des 
Bezirksamts widerspricht dem Ergebnis der Besprechung, die im April mit der Stadträtin für 
Stadtentwicklung geführt wurde. Steffi wird dort nachfragen. Hans wird eine Begründung 
formulieren, warum die Stellungnahme des Bezirksamts nicht akzeptabel ist. Diese soll an 
die Fraktionen der BVV geschickt werden.

6. Anträge / Beschlüsse aus der BVV
a) DS/1318/IX - Sicherstellung Lebensmittelversorgung 

In dem Antrag wir u.a. gefordert, dass die versiegelten Parkplätze Hauptstraße 4 für ei-
nen Supermarkt zur Verfügung gestellt werden sollen. Bisher war eine Entsiegelung und 
Renaturisierung vorgesehen. Das Kiezforum zieht die bisherige Planung vor und wider-
spricht der Notwendigkeit von Parkplätzen. 

b) DS/1220/IX - Fahrradstraße 
In dem Antrag wird gefordert, dass bei der Errichtung einer Fahrradstraße in der Rum-
melsburger Bucht auf die Belange des Gewerbes Rücksicht genommen werden soll. Das 
Kiezforum ist der Meinung, dass die Fahrradstraße auf der Straße „An der Bucht“ ausge-
führt werden sollte und nicht auf der Nebenfahrbahn der Hauptstraße.


c) DS/2158/VIII Verkehrsberuhigung (Bericht z.K.) 
In dem Bericht z.K. des Bezirksamts wird auf das Gutachten zur Verkehrsberuhigung aus 
dem Jahre 2023 verwiesen. Es wird eine Fahrradstraße auf der Nebenfahrbahn zur 
Hauptstraße zwischen Karlshorster Straße und Emma-Ihrer-Straße geplant. Auch hier ist 
das Kiezforum der Meinung, dass die Fahrradstraße auf der Straße „An der Bucht“ aus-
geführt werden sollte und nicht auf der Nebenfahrbahn der Hauptstraße.


7. Rummelsburger Perspektiven 
Hans stellte die bisher geplanten Beiträge vor. Jürgen schlug zusätzliche Artikel vor: 
- Fahrradparkplätze Ostkreuz 
- Fernwärme / Preisentwicklung 
- Forderung eines WCs am Medaillonplatz 
- Erlebnisbericht eines ehem. Gefängnisinsassen


8. Sonstiges

Radführung Schlichtallee Richtung Emma-Ihrer-Straße 
Stephane schlägt vor, die Querung für Radfahrer in Höhe Zobtener Straße farblich auf der 
Straße zu markieren. Damit würde die Sicherheit der Radfahrer verbessert.


Termine

18.10.2024	 10 Uhr Forum Rummelsburg

13.11.2024	 19 Uhr Kiezforum


11.10.2024 
Hans Pagel
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Schriftliche Anfrage

19. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

der Abgeordneten Hendrikje Klein (LINKE)

vom 29. August 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 29. August 2024)

zum Thema:

Verzögerungen beim Schulneubau in Rummelsburg

und Antwort vom 12. September 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 13. Sep. 2024)



1

Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Frau Abgeordnete Hendrikje Klein (Linke)
über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/20105
vom 29. August 2024
über Verzögerungen beim Schulneubau in Rummelsburg

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Die Schriftliche Anfrage betrifft Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener Zuständigkeit und
Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine sachgerechte Antwort bemüht und hat
daher das Bezirksamt Lichtenberg um Stellungnahme gebeten, die bei der nachfolgenden
Beantwortung berücksichtigt ist.

Frage 1:
Wie lautet die aktuelle Fertigstellungsprognose für den Neubau einer Grundschule an der Hauptstraße/Georg-
Löwenstein-Straße im Bezirk Lichtenberg?

Antwort zu 1:
Derzeit erfolgt die Planung der Maßnahme mit dem Ziel der Fertigstellung der Grundschule und
der Sporthalle im 2. Quartal 2027.

Frage 2:
Was sind die nächsten Verfahrensschritte für den Schulneubau nach der Festsetzung des B-Plans XVII-9-1a am 6.
August dieses Jahres, mit welchem Zeitplan?
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Antwort zu 2:
Auf Grundlage der neuen Grundstücksgrenze gemäß der Festlegung des B-Plans XVII-9-1a wird
die bisherige Planung überarbeitet und im Anschluss der Antrag auf bauaufsichtliche
Zustimmung eingereicht. Im 1. Halbjahr 2025 soll der Abruf der Bauleistungen aus dem
Rahmenvertrag erfolgen mit dem Ziel der Fertigstellung der Gebäude im 2. Quartal 2027. Die
Herstellung der Außenanlagen erfolgt nachlaufend mit dem Ziel der Fertigstellung im
2. Quartal 2028.

Frage 3:
Wie genau wurden die Einwendungen von Sen MVKU beschieden, in denen die Umsetzung eines 2,50 Meter breiten
Radwegs und eines 3,20 Meter breiten Gehwegs zuzüglich Sicherheitsstreifen direkt vor dem Grundstück gefordert
wurde?

Antwort zu 3:
Die Einwendung musste in dem geforderten Maß umgesetzt werden, da der Senat die
dringenden Gesamtinteressen Berlins gemäß §7 Absatz 1 Nr. 2 AGBauGB beeinträchtigt sah. In
dem Bebauungsplanentwurf wurde eine öffentliche Straßenverkehrsfläche zur Verbreiterung der
Hauptstraße eingeplant, so dass ein Geh- und Radweg entsprechend den grundsätzlichen
Anforderungen der im letzten Jahr in Kraft getretenen AV Geh- und Radwege angelegt werden
kann.

Frage 4:
Teilt der Senat die Einschätzung des Bezirksamts Lichtenberg, demnach diese Einwendungen und ihre Bearbeitung
die Erteilung der Planreife erheblich verzögert hätten (KA/0486/IX BVV Lichtenberg)? Wenn nein, warum nicht?

Antwort zu 4:
Aufgrund der Einwendungen vom Senat und des daraufhin erfolgten Informationsersuchens
musste die Planung geändert werden. In der Folge war eine erneute Behördenbeteiligung gemäß
§ 4a Absatz 3 Baugesetzbuch (BauGB) und eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 4a
Absatz 3 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 BauGB durchzuführen. Die Stellungnahmen wurden
ausgewertet und abgewogen. Über das Ergebnis der Abwägung musste eine erneute
Beschlussfassung des Bezirks herbeigeführt werden. Das Bebauungsplanverfahren hat sich durch
die zusätzlichen erforderlichen Verfahrensschritte verzögert.

Frage 5:
Welche positiven Auswirkungen auf den Schulstandort hatte eine Berücksichtigung der genannten Einwendungen
von Sen MVUK im Bebauungsplanverfahren für den Schulstandort, für den Termin der Fertigstellung und für die
Sicherheitssituation an der künftigen Schule – auch im Verhältnis zur Umsetzung der Planung ohne diese
Einwendungen?

Antwort zu 5:
Der Termin der Fertigstellung der Schule wird sich dadurch verzögern.
Die Sicherheitssituation wird sich nicht wesentlich verändern, da der Hauptzugang zur Schule von
der Georg-Löwenstein-Straße und nicht von der Hauptstraße aus vorgesehen ist und die meisten
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grundschulpflichtigen Kinder aus dem nordwestlich angrenzenden Wohngebiet stammen. Sie
gelangen also über die Nebenstraße Georg-Löwenstein-Straße zur Schule und müssen zum
großen Teil nicht die Geh- und Radwege an der Hauptstraße benutzen.

Frage 6:
Wie viele Bäume an der Hauptstraße werden im Rahmen der Realisierung des festgesetzten B-Plans XVII-9-1a
gefällt und hätte eine Fällung durch eine andere Planung vermieden werden können?

Antwort zu 6:
Im Zuge der Errichtung der beiden Gebäude Grundschule und Sporthalle wird zur Herstellung
der erforderlichen Erschließungszufahrt (Anlieferung, Pflegefahrzeuge, Feuerwehr, barrierefreie
Stellplätze) von der Hauptstraße die Fällung von einem Baum erforderlich.
Durch die Planung ist nach dem Bauplanungsrecht grundsätzlich die Fällung aller Bäume
möglich (mindestens 15), dem stehen aber auf der Baugenehmigungsebene
naturschutzrechtliche Hemmnisse entgegen.
In den Abstimmungsrunden wurde zwischen den Fachabteilungen, die gegensätzliche Positionen
vertreten haben, eine Übereinstimmung erzielt, die eine Kompromisslösung zulasten beider
Positionen beinhaltet. Sie sieht vor, dass bei der Fachplanung zum Geh- und Radwegausbau auf
besonders erhaltenswerte Baumbestände, insbesondere solcher mit artenschutzrechtlicher
Relevanz, Rücksicht genommen wird.
Gemäß § 8 des Berliner Mobilitätsgesetzes liegt es im Sinne einer stadtökologisch nachhaltigen
Gestaltung von Verkehrsinfrastruktur, Baumbestände innerhalb des öffentlichen Straßenlandes
zu erhalten.

Berlin, den 12.09.2024

In Vertretung

Slotty
................................
Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen



Kleine Anfrage - KA/0764/IX


Nachfrage zu KA/0672/IX, Sportplatz Rummelsburg

 

Das Bezirksamt wird um folgende Auskunft gebeten:

1. Welche konkreten Bedenken und Anregungen wurden in den Abstimmungsrunden 
gegeben, wie dies in der Antwort zu Frage 1 der KA/0672/IX angegeben wurde, und von 
wem wurden diese jeweils geäußert?

 

2. Welche anschließenden und ergänzenden Stellungnahmen wurden eingeholt, wie dies 
in der Antwort zu Frage 1 der KA/0672/IX angedeutet ist, wie war deren konkreter Wortlaut 
und von wem kamen diese jeweils?

 

3. Hält es das Bezirksamt für angemessen, trotz des in der Sportentwicklungsplanung 
bezeichneten quantitativen Defizits an Sportflächen im Süden von Lichtenberg, nunmehr 
auch den Bolzplatz an der Bucht nicht mehr zu errichten?

 

4. Wie drückt sich die höhere Qualität der nunmehr in Planung befindlichen Sport- und 
Freizeitmöglichkeiten im Rahmen des Schulbaus an der Hauptstraße aus (bitte um 
Vergleich: Was war vor der Entscheidung der qualitativen Verbesserung geplant und was 
wurde in der Planung konkret verändert; welche Mehrkosten werden für die einzelnen 
Maßnahmen der Aufwertung aufgewendet)?

 

5. Wie wird seitens des Bezirksamtes sichergestellt, dass die im Rahmen des Schulbaus 
errichteten Sport- und Freizeitflächen auch dauerhaft für die Öffentlichkeit und Vereine 
nutzbar sein werden, gerade vor dem Hintergrund, dass eine solche Öffnung der 
Spielplätze auf Schulhöfen an anderen Stellen im Bezirk mit Verweis auf möglichen 
Vandalismus auf dem Schulgelände abgelehnt werden? 

 

6. Verspricht das Bezirksamt, dass die im Rahmen des Schulbaus geschaffenen Sport- 
und Freizeitflächen im Anschluss vollumfänglich auch der Öffentlichkeit zur Verfügung 
stehen?


Das Bezirksamt teilt Folgendes mit:

 

Zu 1.:  Am 19. Oktober 2023 gab es im Fachbereich Stadtplanung (Stapl) zum 
Bebauungsplan XVII-9b eine erste Steuerungsrunde mit Beteiligung des Umwelt- und 

Nummer: KA/0764/IX Eingang: 31.07.2024
Eingereicht 
durch:

Ziegler, Diana Weitergabe: 31.07.2024
Fraktion: Fraktion CDU Fälligkeit: 14.08.2024
Antwort von: BzStR SchSp Beantwortet: 04.09.2024
Parlament: Bezirksverordnetenversammlung 

Lichtenberg von Berlin
Erledigt: 09.09.2024

Fristverlänger
ung:

04.09.2024
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Naturschutzamtes (UmNat) sowie des Straßen- und Grünflächenamtes (SGA). Ziel war die 
Klärung aller Nutzungsanforderungen an das Plangebiet.

 

Für die Umsetzung der seitens der Berliner Wasserbetriebe (BWB) vorgesehenen 
Niederschlagswasserreinigungsanlage besteht aufgrund des bestehenden 
Bebauungsplanes XVII-9 bereits Planungsrecht. Auch eine Öffnung des Marzahn-
Hohenschönhauser-Grenzgrabens (MHG) wäre planungsrechtlich genehmigungsfähig. 
Einzig die seitens der Öffentlichkeit gewünschte Freizeitsportanlage wäre aktuell 
planungsrechtlich nicht möglich. Vor diesem Hintergrund galt es abzuprüfen, inwieweit sich 
der erforderliche Aufwand (Zeit, Mittel, Personal) zur planungsrechtlichen Sicherung der 
gewünschten Freizeitsportanlage vor dem Hintergrund anderer sich aus der dafür 
erforderlichen planungsrechtlichen Änderung hervorgehenden Ansprüchen und deren evtl. 
Nichtumsetzbarkeit aufgrund fehlender Flächen oder eines nicht begründbaren 
Mitteleinsatzes darstellen lässt. Es wurde vereinbart, dass durch SGA und UmNat die 
fachamtsspezifischen Problemstellungen einschließlich der jeweiligen Flächenansprüche 
und Restriktionen in Form von Zuarbeiten an Stapl zusammengefasst werden.

 

Folgende Schreiben gingen im Nachgang zu dem gemeinsamen Abstimmungstermin am 
19. Oktober 2023 bei Stapl ein:

-          Schreiben vom 26. Oktober 2023 von SGA II,

-          Schreiben vom 26. Oktober 2023 von UmNat NL,

-          Schreiben vom 19. Dezember 2023 von UmNat U,

-          Schreiben vom 10. und 29. November 2023 von den BWB, Abt. 
Abwasserentsorgung/ Entwässerungskonzepte (mit Planskizze),

-          Schreiben vom 15. November 2023 von SenMVKU II D (Gewässerschutz),

-          Schreiben vom 21. Dezember 2023 von SenMVKU III B (Naturschutz, 
Landschaftspla-nung, Forstwesen) im Rahmen der Behördenbeteiligung sowie

-          Schreiben vom 5. Januar 2024 von SenMVKU II C (Bodenschutz, Boden-, Altlasten 
und Grundwassersanierung).


Das SGA II beschreibt in seinem Schreiben vom 26. Oktober 2023 die allgemeinen 
Bedarfe von Freizeitsportanlagen und prüft zwei mögliche Varianten. Es wird eine 
Kompensation von entfallenden öffentlichen Freizeitsportanlagen angestrebt, die für den 
angestrebten Schulbau entfallen müssen. Im Bestand befanden sich dort ein 
Basketballfeld (ca. 30 x 15 m) sowie ein Kleinspielfeld (ca. 45 x 22 m) mit zusammen 
1.440 m² Nutzfläche, dazu kommen noch Erschließungsflächen und Sicherheitszonen. Im 
Ergebnis wird festgestellt, dass eine 100%ige Kompensation nicht umgesetzt werden 
kann. Das SGA empfiehlt die Schaffung eines Angebotes, das einem Ersatz nahekommt.

Die Minimalvariante umfasst einen Bolzplatz oder ein Kleinspielfeld mit einer Größe von 
28 x 16 m (= 450 m²) inklusive Sicherheitsbereich und Auslaufzonen sowie eine 
Streetballanlage inklusive Sicherheitsbereich und Auslaufzonen von 300 m² zuzüglich 
Erschießungswegen und Aufenthaltsbereiche mit Sitzmöglichkeiten, so dass insgesamt 
ein Flächenbedarf von ca. 1.000 m² brutto erreicht wird.

Bei der Vorzugsvariante, die außer den vorgenannten Nutzungen auch 2 
Tischtennisplatten und eine Calisthenics-Anlage, etwas größere Wege- und 
Aufenthaltsbereiche (ca. 100 bis200 m² mehr) sowie Rasen- und Pflanzflächen mit einer 
Größe von ca. 500 bis 1.000 m² enthält, wird insgesamt ein Flächenbedarf von 2.000 bis 
2.900 m² brutto erreicht.

Dafür sind folgende Gutachten aus der Sicht des SGA erforderlich:

-          ein Altlastengutachten sowie

-          ein Lärmimmissions-/Schallschutzgutachten.

Bei Letzterem sind zwei Aspekte zu untersuchen:
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-          die Lärmimmissionen, die auf die freizeitorientierte Nutzung von den 
Gewerbebetrieben ausgehen und

-          die Lärmemissionen, die von der Freizeitsportanlage verursacht werden und die auf 
die benachbarte Wohnnutzung einwirken.

Das SGA weist darauf hin, dass nur bei der Vorzugsvariante das Ziel einer öffentlichen 
Grünanlage mit freizeitorientierter Nutzung erreicht werden kann. Die Minimalvariante 
werde den Anforderungen einer öffentlichen Grünfläche kaum gerecht.


Das UmNat NL teilte mit Schreiben vom 26. Oktober 2023 Folgendes mit:

Auf dem Gelände sind 2019 durch ein faunistisches Gutachten 12 Brutvogelarten 
nachgewiesen worden. Alle Vogelarten fallen nach dem Skydda-Skogen-Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs vom 4. März 2021 unter die Vogelschutzrichtlinie und 
unterliegen gleichermaßen dem Tötungs- und Beseitigungsverbot. Darunter befindet sich 
auch der Gelbspötter, für den damals ein Kompensationsbedarf von 4.500 m² angesetzt 
wurde.

Durch die Inanspruchnahme der Fläche für bauliche Maßnahmen würden die Reviere für 
alle Vogelarten verloren gehen. Dies stellt einen Verbotstatbestand dar, der durch das 
Ausweichen in benachbarte unbesetzte Räume vermieden werden kann - falls welche 
vorhanden sind. Sollte der Nachweis über die Ausweichmöglichkeit nicht geführt werden 
können, ist zu prüfen, die Umsetzung von zeitlich vorgezogenen und im räumlichen 
Zusammenhang stehende CEF-Maßnahmen möglich ist. Sollte auch dies nicht möglich 
sein, besteht noch nach § 45 BNatSchG die Möglichkeit, eine Ausnahmegenehmigung zu 
beantragen. Entsprechende FCS-Maßnahmen müssen dann umgesetzt werden, die 
andernorts die Populationen der hier verdrängten Vogelarten stärken. Für entfallende 
Bruthöhlen im Bäumen ist durch Ersatznistkästen an anderen Bäumen eine Kompensation 
zu schaffen und es ist dafür eine Ausnahmegenehmigung bei der unteren 
Naturschutzbehörde zu beantragen.

Die BWB benötigen jedoch die Fläche für Ausgleichsmaßnahmen, die im Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Niederschlagsreinigungsanlage anfallen würden.

Der aktuell als öffentliche Grünfläche gewidmete Bereich wird im Klimamodell Berlin 
(Planungshinweise Stadtklima 2015 – Hauptkarte) als „Grün- und Freifläche mit hoher 
Schutzwürdigkeit“ dargestellt, da sie einen positiven Effekt auf die von einer ungünstigen 
thermischen Situation betroffene Umgebung hat. Das Lokalklima der angrenzenden 
Bereiche würde sich durch eine bauliche Inanspruchnahme der Fläche verschlechtern.


UmNat U führt in seinem Schreiben vom 19. Dezember 2023 Folgendes aus:

Eine Altlastenuntersuchung für die Fläche liegt nicht vor. Sie ist jedoch im 
Bodenbelastungskataster aufgeführt und befindet sich im Bereich der BBK-Fläche 6795b 
(Restfläche der BBK-Fläche 6795+). Es ist anzunehmen, dass ähnliche 
Bodenbelastungen vorliegen, wie auf der Fläche an der Hauptstraße, da es sich um 
dasselbe ehemalige Gewerbegelände handelt.

Die Grundwasserreinigungsanlage im südöstlichen Bereich im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes XVII-10 wird bis mindestens 2030 betrieben und kann nicht in die 
Fläche einbezogen werden. Schadstoffemissionen sind nicht gegeben, die Anlage arbeitet 
jedoch mit Chemikalien (z.B. Wasserstoffperoxid zu Oxidation), die im Havariefall auch 
austreten könnten. Ein Achtungsabstand für die Anlage gemäß BImSchG auf der 
Grundlage der Seveso III-Richtlinie ist jedoch nach Auskunft von SenUMVK II nicht nötig. 
Gemäß Schreiben SenMVKU II C vom 5. Januar 2024 wird jedoch empfohlen, einen 
gewissen Mindestabstand zu der Anlage einzuhalten.

Der rechtsgültige Bebauungsplan XVII-9-1 setzt ein 5 m breites und 44 m langes Geh- und 
Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit am südwestlichen Rand zur Verbindung des 
Ufergrünstreifens und der Georg-Löwenstein-Straße fest. Diese Wegeverbindung ist bei 
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einer Neuplanung zu beachten, da sie eine wichtige Verbindungsfunktion hat. Diese 
Fläche würde als Kompensationsfläche für entfallende Bäume und Brutreviere für die 
Regenwasserbehandlungsanlage benötigt.


Die BWB geben in ihren o.g. Schreiben an, dass der Flächenbedarf für die 
Reinigungsanlage weitaus größer ist, als in der bisherigen Planskizze dargestellt. Die 
Fläche ist dort mit nur ca. 2.500 m² projektiert und gibt nur den Flächenbedarf der reinen 
Filteranlage wieder. Ein- und Auslaufbauwerke und allgemeine Flächen für den Filter sind 
nicht berücksichtigt worden.

Mit Schreiben vom 10. November 2023 übersandten die BWB eine Planskizze, in der vier 
Flächen für die Niederschlagsreinigungsanlage dargestellt sind, die den weit 
überwiegenden Teil der gesamten Fläche des Geltungsbereichs des Bebauungsplan-
Entwurfs XVII-9-1b einnehmen:

1.         Eine Fläche im nordöstlichen Teil des Geltungsbereichs, die rund 3.760 m² groß ist 
– Fläche für eine Regenwasserbehandlungsanlage für drei Regenwassereinzugsgebiete.

2.         Die Öffnungsfläche des Marzahn-Hohenschönhauser-Grenzgrabens (MHG), die 
am westlichen Rand verläuft und ca. 3.100 m² beansprucht. Die Fläche sei mit SenMVKU 
II D in 2021 abgestimmt worden.

3.         Die Fläche für ein Niederschlagswasserpumpwerk an der Georg-Löwenstein-
Straße, die ca. 450 m² groß ist.

4.         Eine 5 m breite Zuwegung zur Erschließung der Anlagen innerhalb des 
Geltungsbereichs.

Die bereits bestehende ca. 210 m² große Grundwasseraufbereitungsanlage für den 
Rummelsburger See am südöstlichen Rand des Geltungsbereichs (im Bebauungsplan 
XVII-10 gelegen) ist in der Planskizze der BWB vom 28. November 2023 nicht enthalten.

Von den BWB wird eine Erschließung der Niederschlagswasserreinigungsanlage über die 
Gustav-Holzmann-Straße präferiert. Laut SenMVKU hat dies vor allem Kostengründe.

Im Falle einer Sanierung des MHG müsste die Zuwegung dann temporär unterbrochen 
werden. Die Ersatzerschließung über die öffentliche Grünfläche im Bebauungsplan 
XVII-10 - über die dann auch Schwerlastverkehr geführt werden muss - wäre mit dem SGA 
im weiteren Verfahren zu klären. Die Tragfähigkeit, die Radien und die Wegbreite an der 
Grundwasseraufbereitungsanlage wären dabei zu prüfen.

Den BWB wurden die naturschutzfachlichen Gutachten für den Bereich zugeleitet.

Die Lage und die Fläche für das Niederschlagswasserpumpwerk an der Gustav-
Holzmann-Straße entspricht dem Bedarf der BWB.

 

SenMVU II D (Gewässerschutz) stellt in seinem Schreiben vom 15. November 2023 und in 
dem Telefonat mit Stapl vom 5. Dezember 2023 Folgendes dar:

Die Größe der Regenwasserbehandlungsanlage und des 
Niederschlagswasserpumpwerkes wird durch die BWB bestimmt. Die Zugänglichkeit der 
Anlage mit schwerem Gerät muss gegeben sein. Ob der sanierungsbedürftige MHG 
überfahren werden kann, lässt sich z.Z. nicht einschätzen. Aufgrund des Alters des 4 m 
breiten MHGs ist von einem erheblichen Sanierungsbedarf auszugehen bzw. eine Öffnung 
erforderlich. Die Frage nach der Öffnung stellt sich erst im Havariefall, sie wird derzeit von 
SenMVKU II D nicht betrieben. Die für die Öffnung erforderliche Fläche ist von jeglicher 
Bebauung freizuhalten. Der verrohrte MHG im Geltungsbereich des Bebauungsplan-
Entwurfs XVII-9-1b darf nicht überbaut werden.


Fazit Stapl:

Fläche
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Die verbleibende Restfläche nach Abzug BWB-Flächen, Grundwasseraufbereitungsanlage 
und seitlichen Wegen beträgt schätzungsweise ca. 1.050 m² (Informationen BWB und 
Luftbildauswertung).

Sie liegt im Südwesten des Geltungsbereichs, umgeben von der geplanten 
Retentionsfilteranlage, der Vorhaltefläche für die Öffnung/Sanierung des MHG, der 
Grundwasserreinigungsanlage und der öffentlichen Grünfläche am Ufer des 
Rummelsburger Sees. Die Minimalvariante mit Bolzplatz und Streetballanlage inklusive 
Erschießungswegen und Aufenthaltsbereichen mit Sitzmöglichkeiten würde eine Fläche 
von 1.000 m² beanspruchen.

Der Vergleich der beiden Flächen zeigt, dass bezüglich der reinen Flächenbetrachtung die 
Freizeitsportanlagen in der Minimalvariante des SGA unterzubringen wären. Die Flächen 
der Vorzugsvariante übersteigen das zur Verfügung stehende Flächenangebot und könnte 
daher nicht umgesetzt werden.

Es sind jedoch noch weitere Aspekte bei der Planung zu berücksichtigen:


Artenschutz, Baumersatz, Lärmschutz und Altlasten

Auf dem Gelände sind 12 Brutvogelarten nachgewiesen worden, die einer 
Inanspruchnahme der Fläche entgegenstehen. Die oben beschriebenen Maßnahmen, also 
Ausweichstandorte, CEF-Maßnahmen oder FCS-Maßnahmen müssten durchgeführt 
werden.

Ausweichquartiere für die Vogelarten in der Umgebung sind höchstwahrscheinlich nicht 
gegeben. Da fast die gesamte Fläche in Anspruch genommen wird, sind CEF-Maßnahmen 
wahrscheinlich nicht durchführbar. Es würde also alles von einer Ausnahmegenehmigung 
durch die Obere Naturschutzbehörde abhängen. Für die Fällung der zahlreichen Bäume 
muss Ersatz geschaffen werden. Innerhalb des Bebauungsplangebietes wird dies nicht 
möglich sein.

Mit der geplanten fast vollständigen Inanspruchnahme der Fläche für Sportanlagen ist ein 
hoher Versiegelungsgrad und eine fast vollständige Beseitigung der Vegetation 
verbunden. Die Retentionsfilteranlage wird mit einer wasserundurchlässigen 
Betonbodenplatte versehen und versiegelt die Fläche somit ebenfalls zu einem hohen 
Grad.

Darüber hinaus scheint bei der Minimalvariante nach Einschätzung des SGA das Gebot 
eines wirtschaftlichen Mitteleinsatzes nicht gegeben, „besonders im Hinblick auf die 
etwaigen Herstellungskosten von Lärmschutzmaßnahmen im Verhältnis zur sehr 
reduzierten Schaffung von Bewegungsangeboten.“ Es ist für die Sportflächen ein 
doppelter Lärmschutz erforderlich. Lärmschutzmaßnahmen zur Abschirmung der 
Sportflächen durch Gewerbelärm und Lärmschutz der Wohnbauflächen vor 
Sportflächenlärm.

Weiterhin wäre für die sensible Sportnutzung eine kostenaufwendige Altlastensanierung 
der Fläche durchzuführen.

Ebenfalls scheint die Lage der zukünftigen Sportflächen direkt an der 
Grundwasserreinigungsanlage im Bebauungsplan XVII-10 risikobehaftet, obwohl kein 
Achtungsabstand notwendig ist. Die Anlage arbeitet mit Chemikalien, die im Havariefall 
austreten könnten.

Der aktuelle status quo als Grünraum kommt der Ausweisung im FNP Berlin nahe, der für 
die Fläche eine öffentliche Grünfläche ausweist. Sie hat eine klimatische Funktion für das 
umliegende bebaute Gebiet. Die Inanspruchnahme im Rahmen der 
Niederschlagswasserreinigungsanlage wird dsbzgl. nichts verändern, da die BWB die 
Fläche als Kompensationsfläche für Eingriffe auf der baulich in Anspruch genommenen 
Fläche nutzen werden.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass nur eine ca. 1.000 m² große Fläche zur 
Verfügung steht, die mit Artenschutz- und Ausgleichsbelangen, Altlasten und 
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Lärmschutzerfordernissen belastet ist. Sie befindet sich zudem direkt an einer technischen 
Anlage zur Grundwasseraufbereitung und in der Nähe eines Gewerbegebietes. Sie bildet 
zusammen mit dem schmalen Ufergrünstreifen den letzten Grünbereich mit einem 
zusammenhängenden Baumbestand und Gehölzvegetation innerhalb des Ortsteils 
Rummelsburg. Sie ist damit auch die letzte Fläche in dem Gebiet, die für Brutvogelarten 
ein zusammenhängendes Lebensquartier bietet. Die Umsetzung von 
Kompensationsmaßnahmen ist schwierig und an Ausnahmegenehmigungen der Oberen 
Naturschutzbehörde gebunden. Das Verfahren müsste aufwendig vorangetrieben werden 
und könnte letztendlich an der fehlenden Ausnahmegenehmigung nach § 45 BNatSchG 
scheitern. Die BWB benötigen die Fläche, um Kompensationsmaßnahmen für die 
Versiegelungen im Zusammenhang mit der Niederschlagsreinigungsanlage umzusetzen. 
Die Altlastensanierung und die Emissions- und Immissionsschutzmaßnahmen sind zu 
kostenaufwändig.

Die Fortführung des Bebauungsplan-Verfahrens XVII-9-1b mit den bis dato vorgesehenen 
Planungszielen scheint daher nicht geboten, die aktuelle Ausweisung im bereits geltenden 
Bebauungsplan XVII-9 entspricht den Erfordernissen am besten. Wir empfehlen aus o.g. 
Gründen die Einstellung.


Alternativen

Ein Ausgleich für die entfallende Freizeitsportanlage könnten die geplanten Sportanlagen 
auf dem Grundstück Blockdammweg 29 darstellen. Diese sollen im Zusammenhang mit 
der Entwicklung eines Gewerbe- und Versorgungsstandortes im Bebauungsplan 11-47a-3 
„Datacenter“ gesichert werden. Außerdem ist im Bebauungsplan XVII-9-1a die öffentliche 
Nutzbarkeit der geplanten ungedeckten und gedeckten Sportanlagen auf dem 
Grundschulgrundstück mitgedacht und grundsätzlich als zulässig festgesetzt.

Stadtentwicklungsplanung sollte dem Grundsatz der Ausgewogenheit entsprechen. Es 
kann nicht für jeglichen Eingriff in artenschutzrechtliche Belange eine 
Ausnahmegenehmigung erteilt werden. Ausweichflächen sind äußerst knapp oder nicht 
vorhanden. Bei einer Ersatzfläche für ein 4.500 m² großes Quartier für den Gelbspötter 
wird ein Ersatz nicht möglich sein. Diese Restfläche, die nach der Erstellung der 
Niederschlagsreinigungsanlage verbleibt, sollte für den Naturschutz verbleiben und für 
naturschutzrechtlichen Belange noch intensiviert werden.

 

Zu 2.:  Die Beantwortung dieser Fragestellung wurde bereits bei der Beantwortung zu 
Frage 1. Vorgenommen und berücksichtigt.

 

Zu 3.:  Der Sportentwicklungsplan betrachtet in erster Linie die Nutzung durch 
Sportvereine. Beim Bolzplatz in der Hauptstr. lag keine Vereinsnutzung vor. Die 
ungedeckte Sportanlage fließt daher in die Betrachtung der Sportentwicklungsplanung 
unter dem Punkt 2.1 Bezirkliche Sportanlagen außerhalb von Schulen auch nicht ein. Dem 
Bezirk ist jedoch sehr bewusst, dass gerade im südlichen Teil des Bezirks ein großes 
Defizit an ungedeckten Sportanlagen vorherrscht. Dem Defizit an Sportflächen steht ein 
großes Defizit an Schulplätzen gegenüber. Der Bezirk muss die Schulpflicht erfüllen und 
errichtet deshalb auf der genannten Fläche eine 3-zügige Grundschule. Die Nutzung der 
entstehenden Sportanlagen durch Sportvereine ist vorgesehen, auch die Öffnung in den 
Kiez ist planerisch vorgehalten.

 

Zu 4.:  Der zuvor auf der Fläche befindliche Bolzplatz war in einem sanierungsbedürftigen 
Zustand, der Bodenbelag war beschädigt. Die Fläche stellte keine qualifizierte Sportanlage 
dar. Mit dem Schulneubau werden für den Schulsport notwendige Sportanlagen 
geschaffen, neben Weitsprunganlage und Laufbahn gehört hier im Außenbereich auch ein 
Kleinspielfeld dazu. Das Angebot wird um eine gedeckte Sportfläche ergänzt. Alle 
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Sportflächen werden im Rahmen des Schulbaus geplant. Eine erneute Qualifizierung ist 
nicht vorgesehen.

 

Zu 5.:  Die Öffnung ist bisher planerisch mit separaten Eingängen am Schulgelände 
vorbereitet und berücksichtigt. Ebenfalls wurde die Öffnung/Nutzung bei der Anordnung 
der Funktionen beachtet. Eine Öffnung für die Öffentlichkeit ist immer eine 
schulindividuelle Einzelfallentscheidung, welche dann mit der Schulgemeinschaft 
besprochen werden muss.

 

Zu 6.:  Das Bezirksamt wird mit der zu gründenden Schulgemeinschaft die Öffnung 
besprechen und abstimmen. Es handelt sich hierbei um eine schulorganisatorische 
Entscheidung, die nur gemeinsam mit der Schulgemeinschaft beschlossen werden kann. 
Da Bezirksamt wird sich dafür einsetzten und die Öffnung unterstützen.
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